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Bekanntmachung des Bergamtes Stralsund – Planfeststellungsbehörde –  
 
 
Vom 10.02.2020 
 
 
Die Happy KSR GmbH hat beim Bergamt Stralsund einen Antrag auf Allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12.12.2019 (BGBl. I S. 2513), für die Laufzeitverlängerung des planfestgestellten 
Kiessandabbaus im Tagebau Karstädt Nordost im Landkreis Ludwigslust-Parchim in 
der Gemeinde Karstädt gestellt.  
 
Diese beantragte Laufzeitverlängerung bis zum 31.12.2051 stellt eine Änderung ei-
nes planfestgestellten Vorhabens, für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt worden ist, dar (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG). Das Bergamt Stralsund als Geneh-
migungsbehörde hat unter Berücksichtigung der vom Vorhabenträger eingereichten 
Unterlagen und der Kriterien in Anlage 3 des UVPG eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls durchgeführt. Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG in 
Verbindung mit § 9 Abs. 4 und § 7 UVPG hat ergeben, dass die Änderung keine zu-
sätzlichen erheblichen nachteiligen oder andere erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen hervorrufen kann. Für das bezeichnete Vorhaben ist somit keine Um-
weltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG erforderlich. 
 
Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht sind: 
 
Die Gesamtkonzeption ändert sich durch das Änderungsvorhaben nicht. Das Ur-
sprungsvorhaben wurde einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen. Für die 
Schutzgüter ergibt sich durch die Planänderung keine andere Betrachtungsweise als 
im Ursprungsverfahren. Es wird lediglich die Laufzeit verlängert und es kommt zu 
einer zeitlichen Verschiebung der bergbaulichen Flächeninanspruchnahme und Wie-
dernutzbarmachung. Das Vorhaben an sich bleibt unverändert. Insbesondere die 
Flächeninanspruchnahme, Gewinnungstechnologie und Wiedernutzbarmachung än-
dern sich nicht gegenüber dem derzeit genehmigten Zustand.  
 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 

 


